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(2) Die Aktualisierungsgenehmigung für Nachauflagen von 
öffentlichen Karten kann auch mit der Veröffentlichungsge­
nehmigung beantragt werden.

§7

Anträge auf Erteilung der Genehmigung zur Veröffentli­
chung von öffentlichen Karten sind vom Herausgeber zu stel­
len und müssen als Angaben und Unterlagen enthalten

a) den Titel, Maßstab und Verwendungszweck;
b) das verwendete kartographische Ausgangs- und Zusatz­

material ;

c) die Auflagenhöhe und den Exportarfteil;
d) 2 druckreife Kartenmuster (keine Originale).

§ 8
Kartographisches Ausgangs- und Zusatzmaterial

(1) Für die Herstellung und Aktualisierung von öffentlichen 
Karten und Textkarten mit Ausnahme von historischen Kar­
ten und Geschichtskarten sind zu verwenden

a) für die Darstellung des Staatsgrenzverlaufes sowie geo­
graphischer und anderer Objekte von politischer Bedeu­
tung und für die Schreibweise von Staatsbezeichnun­
gen, Namen der Hauptstädte und anderer politisch be­
deutsamer Namen die von der Geodätisch-Kartographi­
schen Inspektion speziell dafür herausgegebenen Karten 
und die darauf bezogenen Änderungsmitteilungen;

b) für die Darstellung des Staatsgrenzverlaufes der Deut­
schen Demokratischen Republik die „Dokumentationen 
über den Verlauf und die Markierung der Staatsgrenze 
der Deutschen Demokratischen Republik“, soweit die 
Zweckbestimmung und der Maßstab der Karte das er­
fordern ;

c) für die Darstellung des Hoheitsgebietes oder von Teilen 
des Hoheitsgebietes der Deutschen Demokratischen Re­
publik die von Herausgebern der Deutschen Demokra­
tischen Republik veröffentlichten Karten der neuesten 
Ausgabe, vorrangig die vom VEB Tourist Verlag Berlin- 
Leipzig und vom VEB Hermann Haack Geographisch- 
Kartographische Anstalt Gotha herausgegebenen öffent­
lichen Karten und Textkarten.

(2) Sind die im Abs. 1 Buchst, c aufgeführten Karten als 
kartographisches Ausgangs- oder Zusatzmaterial ungeeignet, 
ist die Verwendung anderer Karten für die Herstellung 
oder Aktualisierung zulässig, wenn dafür vom Herausgeber 
bzw. dem für die Herstellung dieser Karten Verantwortlichen 
die Zustimmung vorliegt und für öffentliche Karten auf 
Grund eines ausführlich begründeten Antrages durch die 
Geodätisch-Kartographische Inspektion oder deren Inspek­
tionsbereiche eine Ausnahmegenehmigung erteilt wurde.

(3) Für die Einhaltung der in den Absätzen 1 und 2 getrof­
fenen Festlegungen sowie für die in den Karten dargestellte 
Thematik sind die Herausgeber verantwortlich. Sie haben 
zugleich zu gewährleisten, daß auf den öffentlichen Karten 
der Herausgeber, der Redaktionsschluß und, soweit ihre Ver­
öffentlichung der Genehmigung unterliegt, die Nummer der 
Veröffentlichungsgenehmigung angegeben werden.

§9
Bedarfsmeldung

Zur Gewährleistung der planmäßigen Bereitstellung topo­
graphischer Karten (AV) ist der voraussichtliche Bedarf für 
einen Fünfjahrplanzeitraum von den dazu schriftlich durch 
die Geodätisch-Kartographische Inspektion oder deren In­
spektionsbereiche aufgeforderten Staatsorganen und Betrie­
ben jeweils bis zum 30. Juni des letzten Planjahres des vor­
angegangenen Fünfjahrplanes anzumelden.

§ 10

Umgang mit geodätischen und 
kartographischen Erzeugnissen

(1) Verzeichnisse von Koordinaten und Höhen einschließ­
lich Festpunktbilder der staatlichen geodätischen Netze, Stadt- 
und Liegenschaftskarten, topographische Karten (AV) der 
Maßstäbe 1 : 5 ООО, 1 : 10 000, 1 : 25 000 (ausgenommen die 
1. Ausgabe 1978), 1 : 50 000, aus diesen topographischen Kar­
ten abgeleitete interne Karten sowie Vervielfältigungen, Ver­
größerungen, Verkleinerungen und Montagen von Karten­
blättern oder Verzeichnissen sind geheimzuhaltende Infor­
mationen gemäß der Anordnung vom 22. Dezember 1987 über 
den GeheimnissChutz (Sonderdruck Nr. 1306 des Gesetzblat­
tes).

(2) Die geheimzuhaltenden Informationen sind gemäß der 
Anordnung vom 3. Februar 1988 über Dienstsachen (Sonder­
druck Nr. 1306 des Gesetzblattes) als „Dienstsache“ zu kenn­
zeichnen und mit einer Registriernummer oder Kartenblatt­
bezeichnung zu versehen. Ihr Transport hat als ZKD-Sendung 
mit Einzelnachweis, ihre Vernichtung vollständig und durch 
dazu Berechtigte der Staatsorgane und Betriebe zu erfolgen.

(3) Die Leiter der Staatsorgane und Betriebe haben zum 
Schutz der geheimzuhaltenden Informationen vor mißbräuch­
licher Verwendung erforderliche Festlegungen zu treffen zur 
'besonders geschützten Aufbewahrung, zur Gewährleistung 
der Übersicht über den Bestand, zum Personenkreis, der zur 
Arbeit mit ihnen oder zur Vernichtung berechtigt ist, sowie 
zum Nachweis der Weitergabe oder Vernichtung gegen Quit­
tung.

(4) Grundsätzlich untersagt sind
a) die Veröffentlichung von geodätischen und kartographi­

schen Erzeugnissen, soweit es sich nicht um öffentliche 
Karten oder Textkarten handelt;

b) die Vervielfältigung einschließlich Abzeichnung von 
Festpunktbildern, opaken Exemplaren topographischer 
Karten (AV) sowie von Schwerekarten;

c) die weitere Verwendung von topographischen Karten 
(Ausgabe vor 1945), soweit sie nicht mit thematischen 
Eintragungen versehen wurden, deren Übertragung in 
topographische Karten (AV) einen unvertretbar hohen 
Aufwand erfordern würde;

d) der Versand oder die Mitnahme von Koordinaten, 
Schwerewerten und Höhen staatlicher geodätischer Netze 
sowie von topographischen Karten (AV) und Schwere­
karten in das Ausland.

(5) Die Geodätisch-Kartographische Inspektion und deren 
Inspektionsbereiche sind berechtigt, auf Grund ausführlich 
begründeter Anträge Ausnahmen von den Festlegungen ge­
mäß Abs. 4 zu genehmigen und mit der Genehmigung Auf­
lagen zu erteilen. Soweit es sieh um Stadt- oder Liegenschafts­
karten handelt, die als Ausgangs- oder Zusatzmaterial für 
die Herstellung oder Aktualisierung von öffentlichen Karten 
oder Textkarten verwendet werden sollen, ist gemäß §8 
Abs. 2 zu verfahren.

§11

KontroIlmaBnahmen

(1) Die Geodätisch-Kartographische Inspektion und deren 
Inspektionsbereiche sind befugt, Kontrollen zur Gewähr­
leistung von Ordnung und Sicherheit für geodätische und 
kartographische Erzeugnisse durchzuführen und Auflagen zur 
Durchsetzung dieser Anordnung zu erteilen. Zur Einbezie­
hung geodätischer und kartographischer Erzeugnisse, die 
Staatsgeheimnisse sind, ist die Zustimmung der zuständigen 
Organe erforderlich.

(2) Die Leiter, leitenden Mitarbeiter und Mitarbeiter der 
Staatsorgane und Betriebe haben die Kontrollen durch sach-


